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Haushaltsrede 2014 
Armin Lauer – SPD-Fraktion 

(es gilt das gesprochene Wort) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Stadtverordnete 
sehr geehrter Frau Stadtverordnetenvorsteherin Beldermann, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister Kern, 
sehr geehrter Herr 1. Stadtrat Rotter, 
werte Magistratsmitglieder, 
liebe Bürgerinnen und Bürger der Stadt Rödermark, 
verehrte Vertreter der Presse, 
 
 
das Thema Haushalt 2014 und seine Verabschiedung stehen heute hier zur Debatte 
und Abstimmung. 
 
Wir haben uns vor einem Jahr in diesem Parlament dazu verpflichtet, bis 2018 einen 
ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Den Weg dorthin beschrieb der zum Vertrag 
gehörende Abbaupfad.  
 
Diesem vorgelegten Abbaupfad konnte die SPD in 2013 aus vielerlei Gründen 
damals nicht zustimmen. Insbesondere sahen wir die Gefahr der Aufgabe der 
kommunalen Selbstverwaltung und -bestimmung. 
 
Zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrages waren für uns alle Parameter, 
die den Haushalt positiv oder negativ beeinflussen können, bekannt. 
 
Im Oktober wurde von Ihnen, Herr Kern, dem neuen Kämmerer der Stadt, der 
Haushalt 2014 eingebracht. Sie begannen Ihre Rede damals mit den Worten 
„Wahrheit und Klarheit sollen uns leiten!“  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich will es auf den Nenner bringen. Man muss von Politikern aller Couleur 
erwarten können, dass Worte und Taten übereinstimmen. 
 
Und Glaubwürdigkeit ist doch eine einfache Sache: man sagt, was man tut 
und man tut, was man sagt. 
 
Die Frage lautet deshalb heute nicht, ob wir qualifizierte Leute haben, die 
einen Haushalt aufstellen. Die Frage lautet schlicht und einfach, ob das, 
was präsentiert wird, nachvollziehbar ist und eben glaubwürdig erscheint. 
 
Sehr geehrter Herr Kämmerer, 
 
der Haushalt 2014 wurde im Oktober mit einem Delta zum 
Konsolidierungspfad von 1,8 Mio. € eingebracht. Knapp 4 Monate später 
liegt uns heute ein Haushalt 2014 inkl. einem Puffer von 450 T€ vor. 
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Ins Reich der Fabel hatten sie bei der Einbringung des Haushalts jene Möglichkeiten 
gerückt, die das Konsolidierungsziel erreichbar gemacht hätten.  
 
Noch im November haben sie im Ausschuss betont, wie sehr der Haushalt für das 
Jahr 2014 auf Kante genäht ist. 
 
Ihre Hoffnung den Haushalt in den Griff zu bekommen stützen Sie nach wie vor - so 
auch heute Abend - auf “gravierende Strukturänderungen bei der 
Gemeindefinanzierung“.  
 
Das kann man so machen. Ob das gut ist, wage ich zu bezweifeln. Uns als SPD 
wäre es lieber, selbstbestimmt das Heft des Handelns in der Hand zu halten, als auf 
Dritte zu hoffen.  
 
Wenn aber ihr Parteifreund Raimund Butz im Kreistag ausführt, dass es wenig 
sinnvoll ist, weiter auf eine Verbesserung des Finanzausgleichs zu hoffen, ist das 
hier auch erwähnenswert. Er sieht das offenbar ganz anders wie sie. 
 
Auch der Regierungspräsident als Aufsicht der Kommunen hat da offenbar eine 
andere Meinung. Am 5.2.2014 äußerte dieser sich zum Thema Finanzausgleich in 
der Frankfurter Rundschau. Ich zitiere:  
 
„Die Kosten und Einnahmen waren den Kommunen bei Abschluss der Schutzschirmvereinbarung 
bekannt. Es reicht daher nicht aus, auf ungünstige Entwicklungen zu verweisen und auf weitere 
Sanierungen zu verzichten. Kann der Abbaupfad nicht eingehalten werden, sind als erstes die 
Kommunen selbst in der Pflicht, Kompensationen zu benennen.“  
 
…und weiter  
 
„Durch das Urteil des Staatsgerichtshofes wird das Land verpflichtet, den kommunalen 
Finanzausgleich unter Berücksichtigung des Bedarfs neu zu ordnen. Inwieweit sich dadurch die 
Zuweisungen ändern, kann derzeit nicht beurteilt werden. Es wird jedoch auch nach der Reform 
Aufgabe der Kommunen sein, das Angebot an die Haushaltslage anzupassen. Auf Pump werden die 
Kommunen nicht mehr leben können. Deshalb sind jetzt unpopuläre Entscheidungen unabdingbar.“ 
 
Klare und unmissverständliche Worte, wie wir finden. Da gibt es offenbar wenig 
Spielraum. 
 
Dass sie das vorgegebene Konsolidierungsziel für 2014 auf dem Papier geschafft 
haben, stellen wir als SPD hier nicht in Frage. Und nicht das hier der Eindruck 
entsteht, wir hätten es als SPD lieber gesehen, dass die Koalition und der 
hauptamtliche Magistrat die gesteckten Ziele verfehlt. Das liegt uns fern! 
Nur dieser Haushalt und das Konsolidierungsprogramm haben, um ihnen 
zustimmen zu können, für uns keine grundlegende Basis.  
 
Beide Papiere sind aufgebaut auf das Prinzip Hoffnung und eben auf 
Absichtserklärungen. 
 
Und das Ziel, da sollten wir mal ehrlich zueinander sein, wird nur deshalb erreicht, 
nachdem zuvor die Zahlen reichlich strapaziert wurden.  
 
2,4 Millionen wurden mit Umverteilungen, Zuwendungen, Einmaleffekten sowie 
Gebührenerhöhungen aus dem Hut gezaubert.  
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1,46 Mio. € kommen aus höherer Einkommens- bzw. Umsatzsteuer, 
Familienlastenausgleich, Gewerbesteuer und als Puffer die möglichen Entnahmen 
aus eigenen Gesellschaften. 
 
Von den im Gegensatz aufgezeigten 575 T€ Aufwandsreduzierungen, betreffen 
alleine  
 

•   94 T€ die vorgezogene Stadtbuseinsparung aus 2015,  
• 212 T€ als Einmaleffekt die Halle Urberach, weil diese im ersten Halbjahr 

2014 wegen Renovierung nicht belegt werden kann und  
• 243 T€ die Kontokorrentzinsen aus anhaltender Niedrigzinsphase und auf 

Grund der Entscheidungen der Notenbanken.  
 
Da muss die Frage erlaubt sein, ob das wirklich und tatsächlich Antworten sind, um 
einzusparen? 
 
Das Wort Aufwandsreduzierung sehen wir - mit Ausnahme von zwei Stellen-
Einsparungen mit unvorhersehbarem Charakter - damit weitestgehend aus dem 
Vokabular gestrichen. 
 
Diese Leichtigkeit der Umsetzung der Konsolidierung will ich hier mal bildlich 
beschreiben.  
 
Bei einem Spaziergang hat der Kämmerer vor Weihnachten in der Grünen Mitte eine 
Fee getroffen, die ihm einen Wunsch ermöglichte. Der Wunsch des Kämmerers war 
natürlich, dass diese Fee dafür sorgt, die Stadtkassen endlich wieder mit Geld zu 
füllen. Und genau das ist offenbar nun passiert. 
 
Wenn sich dieser Wunsch nicht erfüllt hätte, wäre in Rödermark anderes passiert. 
Aufgetaucht wäre dann der „Teufel“ in Persona des Regierungspräsidenten und hätte 
richtig Dampf gemacht. 
 
Ich will nochmal daran erinnern.  
 
Insgesamt  
 

• 11,3 Mio. € müssen konsolidiert werden.  
• 4,95 Mio. € oder 44% davon sollen aus Gebührenerhöhungen  

generiert werden  
• 56% oder 6,35 Mio. € aus Aufwandsreduzierungen  

 
Die Aufwandsreduzierungen sollten nach eigenen Vorgaben, verstärkt in den Jahren 
2014 – 2018 in der Verwaltung vorgenommen werden.  
 
In acht Monaten, wenn der Haushalt 2015 eingebracht wird, sind weitere 1,8 Mio. € 
Konsolidierung zu erbringen. 
 
Wir - und die Bürger Rödermarks - werden dann gespannt sein, welches Häschen 
dann aus dem Hut gezaubert und als Einsparung verkauft wird. Oder wird die Fee 
wieder in Rödermark vorbeischauen und die Kassen unerwartet füllen? 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
 
aus vielen eigenen Gesprächen kann ich ihnen sagen, dass die Bürger der Meinung 
sind, dass man durch diese Konsolidierung die Schuldenlast, die wir unseren Kindern 
übergeben, senken werden. 
 
Das sehe ich etwas anders. Zwar lässt sich durch solche Maßnahmen und der 
geleisteten Entschuldungshilfe durch das Land (12 Mio. €) die Schuldenlast 
insgesamt verlangsamen. Aber selbst wenn wir nach der Konsolidierung jedes Jahr 2 
Mio. € Schulden zurückzahlen, reichen viele Jahrzehnte nicht aus, um die 
aufgetürmte Last (2018 ca. 80 Mio. € inkl. Kassenkrediten) zu eliminieren. 
 
Niemand hier kann sagen, ob es bis 2018 besser werden wird. Aber so viel kann ich 
sagen: es muss anders werden, wenn es gut werden soll. 
 
Sich entspannt zurück zu lehnen geht nicht.  
 
Genau diesen Eindruck könnte man aber gewinnen, wenn man sich gewisse 
Unterlagen des Konsolidierungspfads genauer ansieht. 
 
Saldiert unterstellt der Magistrat in seiner vorgelegten Finanzplanung gemäß der 
letzten Seite Ihrer Änderungsliste vom 6.2.2014 runde 7,47 Mio. € an 
Einnahmeverbesserungen in den Jahren 2015-2017.  
 
Dann muss man doch Fragen stellen: Woher nehmen sie diesen Optimismus?  
Wenn das so ist, hätten wir es dann nicht auch anders geschafft? 
Warum wurde 2013 beim Rettungsschirm und der Teilnahme hieran noch anders 
argumentiert? War die Unterschrift unter den Schutzschirmvertrag, den Sie als 
Kämmerer und der Stadtrat noch am 4.10.2013 als “Grundsätzlichen Vorteile der 
Stadt” gelobt hatten, dann überhaupt notwendig? 
 
Wenn solche Planungen mehr sein sollen, als eine rhetorische Darstellung, dann 
müssen belastbare Fakten auf den Tisch!  
 
Diese scheinen uns aber nicht vorhanden, sondern eher Allgemeinplätze und einfach 
„ungelegte Eier“ müssen hierfür gerade stehen. 
 
Wenn man aber betont, die Zahlen seien belastbar, dann darf es auch keine 
Unsicherheit mehr in Form von Puffern geben, wie es jetzt im Haushalt 2014 
geschieht. 
 
Und das das Ganze Schönheits- und Systemfehler hat, meine Damen und Herren, 
will ich ihnen nun verdeutlichen. 
 

1. Es gibt bis dato keine Umsetzungsrichtlinie zur Übernahme der 
Betreuungskosten bis 14.30 Uhr durch das Land. Trotzdem werden 
diese Mehreinnahmen eingeplant. 

2. Die Nachzahlungen aus dem Familienlastenausgleich aus 2011 ist ein 
Einmaleffekt. 
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3. Der Stadtbus wurde faktisch eingemottet. Die Einsparung aus 2015 in 
2014 vorgezogen. Auf die Auswirkungen die sich mit der 
Regionalisierung der Buslinien nach 2015 einstellen könnten, sind wir 
sehr gespannt. Sie könnten jedoch bitter sein und müssen eventuell 
teuer bezahlt werden. 

4. Die vorgenommene Kürzung bei der Straßensanierung wird uns - was 
die Investitionen anbelangt - mehr als auf die Füße fallen. Eine 
Schadensregulierung wird am Ende mehr Geld kosten als jetzt größere 
Schäden zu vermeiden. Das jetzt gewählte Vorgehen ist alles andere 
als klug. Ob die Straßenbeitragsgebühren in Form von 
wiederkehrenden jährlichen Straßenbeiträgen - und damit weitere 
Belastungen für die Bürger – das Problem lösen, muss abgewartet 
werden. Fair wäre es aber, den Menschen zu sagen, dass darüber 
noch in 2014 entschieden werden soll. 

5. Steuerschätzungen, meine Damen und Herren, sind und bleiben 
Schätzungen. Und das sieht die SPD insbesondere bei der 
Gewerbesteuer, die mit 2 Mio. € plus bis 2020 eingeplant ist. Die 
Gewerbesteuer, die Schlüsselzuweisungen und die Umlagen sind 
kommunizierende Systeme. Jeder Euro zusätzlich eingenommener 
Gewerbesteuer bewirkt nicht nur eine erhöhte Gewerbesteuerumlage, 
sondern auch geringere Schlüsselzuweisungen und eine höhere 
Umlage. Sind diese für die Zukunft eingepreist? Was bitte schön tun wir 
aber, wenn sich das Blatt dreht und es massive Steuerrückforderungen 
gibt? Oder wenn jetzt, wie im Falle der Reimelt AG, plötzlich 
Einnahmen wegzubrechen drohen. Welchen Bestand und Qualität 
haben dann solche Prognosen in die Zukunft? 

6. Die Erhöhung der Friedhofs- und Feuerwehrgebühren sind ebenfalls 
Maßnahmen zur Erhöhung der Einnahmen, aber wiederum kein Signal, 
zum Sparen, sondern die Mehrbelastungen tragen die Bürger.  

7. Die Entnahmen oder Rückführungen von Ausleihungen oder Einlagen 
bzw. Gewinnrücklagen aus den Gesellschaften der Stadt als möglichem 
Puffer sind gleich zu setzen mit der Verwertung von Tafelsilber.  

8. Sie lassen offen, wie sie die Vereinsförderung um 50 T€ kürzen wollen. 
Da würden wir aber schon gerne wissen, wo der Hebel angesetzt wird, 
bevor wir zustimmen sollen. Und ob es bei der Absicht bleibt, 2015 
keine weiteren Kürzungen vorzunehmen, will der Magistrat dann weiter 
besprechen. Die Vereine sind unser Rückgrat in der Gesellschaft. Ihnen 
Gelder zu streichen wird wohlmöglich zum Bumerang für die Stadt, 
auch in sozialer Hinsicht! 

9. Der Breitbandausbau ist ein Thema im Haushalt 2014 aber noch 
ungelöst. Lediglich eine kleine Haushaltsposition von 10 T€ und 
Rückstellungen in der Breitband GmbH reichen u. E. nicht aus, dass 
Thema nachhaltig zu forcieren. Über den Beitritt im Zweckverband ist 
nicht entschieden. Die finanziellen Auswirkungen unklar. Versprochen 
haben sie aber, dass es 2014 ein Highspeed-Netz für Rödermark 
geben wird. 
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10. Die Personalaufwandsplanung fußt auf einem Beschluss dieser 
Stadtverordneten, hegt aber erhebliches Risikopotential in sich. Jedes 
Prozent über der beschlossenen und eingeplanten 2% - Steigerung 
nämlich in Höhe von 140 T€ für die Stadt Rödermark an 
Personalkostenmehrung. Auch die Forderungen zur Tarifrunde 2014 
dürften nicht nur bei Ihnen die Schweißperlen auf die Stirn treiben. Ein 
geforderter Sockelbetrag von 100 Euro je Beschäftigtem und 3,5% 
Lohnsteigerung entsprächen 6,7 Prozent, die nun durch die 
Gewerkschaften eingefordert werden. Dass wir aber mit 2% bei dieser 
Einkommensrunde auskommen werden, glaubt jetzt nur noch der liebe 
Gott. 

 
Meine Damen und Herren, 
 
wir hatten in den vergangen Jahren als SPD gefordert, die großen Ausgabenblöcke 
ins Auge zu fassen und pauschale Minderausgaben festzulegen. Diese wurden mit 
der Begründung abgelehnt, dass dadurch die Verwaltung lahmgelegt wird, 
Entlassungen dadurch drohen.  
 
Und jetzt: um den Konsolidierungspfad zu erreichen, werden die 
Personalkostensteigerungen bei 2% in einzelnen Fachbereichen festgeschrieben. 
Die von der SPD in der Vergangenheit geforderten Zielvorgaben sind also offenbar 
doch möglich und sinnvoll, weil Sie zur Steuerung genutzt werden können.  
 
Man könnte im Personalbereich aber auch so wie der Kreis Offenbach agieren, der 
den Mut hatte, die Personal- und Sachkosten auf Stand 2013 einzufrieren? Das wäre 
doch Klarheit und Wahrheit für die Zukunft, meine Damen und Herren. 
Und noch eines stört uns gewaltig. Nettoneuverschuldungen sollten auf Basis eines 
Beschlusses dieser Stadtverordnetenversammlung ausgeschlossen sein. Was 
passiert? 342 T€ Neuverschuldung im Investitionshaushalt 2014. 
 
Auch auf die soeben beschlossenen nochmaligen Erhöhungen der Kitagebühren 
ab 2014 - 2020 muss ich hier nochmal eingehen.  
 
Wir haben unsere Haltung, dass frühkindliche Bildung in den Kitas gleich 
zu stellen ist, mit Schulunterricht – also eigentlich gebührenfrei - in der 
Debatte dargestellt. 
 
Das Ergebnis müssen wir zur Kenntnis nehmen.  
 
Das die Kommunen 6 Milliarden Euro zusätzliche Mittel für Kitas und 
Schulen zur Verfügung gestellt bekommen, haben Sie eben bei der 
Abstimmung ignoriert.  
 
Wenn es soweit ist, und da können sie als Koalition sicher sein – werden 
wir das Thema erneut aufgreifen.  
 
Den Griff in die Taschen der Eltern, bevor wir von diesen Anteilen an den 6 
Mrd. € profitieren, werden wir nicht unkommentiert stehen lassen und klar 
zum Ausdruck bringen.  
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In Summe bringt ihr Vorhaben auch keinen Konsolidierungsbeitrag, 
sondern bei unveränderter Sachlage mindestens eine Mehrbelastung von 
115.000 € bis 2020 mit sich. 
 
Das kann man so machen, meine Damen und Herren der Koalition.  
 
Wenn man das aber so will wie sie, muss man die Mehrausgaben an anderer Stelle 
einsparen, um sich am Ende dann auch wirklich das Ganze leisten zu können.  
 
Wir sind gespannt, ob die Kommunalaufsicht diesem Vorhaben so stattgeben wird.  
 
Prinzipiell haben wir in dieser Frage eine Zusammenarbeit für möglich gehalten und 
waren dazu bereit. Der eben gefasste Beschluss zu den Kitagebühren hat uns aber 
erneut belehrt, dass Aussagen dieser Koalition offenbar leere Worthülsen bleiben. 
 
Damit haben sie aus meiner Sicht eine große Chance verspielt. 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wer regiert und regieren will, muss schlichtweg vorwärts schauen, eine 
Vision - ja eine Strategie - haben. 
 
Der Begriff "Strategie" leitet sich bekanntermaßen aus dem Griechischen 
ab, und bedeutet so viel wie "Feldherrenkunst".  
 
Kurzgefasst: Strategie ist die Kunst, zu gewinnen, Menschen, 
Organisationen, Vereine, Unternehmen oder Verwaltungen zum Erfolg zu 
führen. 
 
Aber für nichts von dem stehen sie derzeit als Koalition. 
 
Gemeinsam verwalten Sie gerade den Mangel und schreiben die 
Gegenwart fort. So etwas nennt man einfallslos, ja vielleicht sogar mutlos.  
 
Es reicht eben nicht aus, nur grüne Ideen und Phantasien zu haben und als 
Ziel dann schwarze Zahlen auszugeben.  
 
Der Glaube dazu, dass sie das wirklich sauber hinstellen und personell 
verkörpern, fehlt uns - und zwar bis dato gänzlich. 
 
Zur Erinnerung: bereits 2013 haben Sie partiellen Gruppen der Bevölkerung mit 1,8 
Mio. € Zusatzbelastungen u.a. bei den Kita-Gebühren und der Grundsteuer B tief in 
die Tasche gegriffen.  
 
Offenbar deshalb, weil dies einfacher ist, als in eigener Verantwortung Signale zu 
setzen und konkrete Vorgaben zu machen, wie und wo einzusparen ist. 
 
Ihr Versprechen und ihre vertraglichen Zusagen, künftig mehr in der Verwaltung zu 
sparen, wie es übrigens auch in dem im November 2013 veröffentlichen 
Gesamtabschluss 2012 steht, werfen sie mit diesem Haushalt über Bord. 
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Ihre „schwarz-grüne Leichtigkeit der Schutzschirmauslegung und deren Umsetzung“ 
kann man so nicht hinnehmen.  
 
Ernsthafte Maßstäbe, einen Haushalt in Ordnung zu bringen, sehen in der Tat 
anders aus. 
 
Und nicht weil es schwer ist, wagen sie es nicht, sondern weil sie nichts wagen, ist es 
offenbar so schwer für sie. 
 
Sie entdecken auch keine neuen Möglichkeiten, weil Ihnen der Mut fehlt, aus ihrem 
Schatten zu treten. 
 
Versprechen aber auf das Niveau einer Vorgabe zu degradieren, widerstrebt der 
SPD. Es zerstört u. E. auch die Grundlage für Seriosität und Nachhaltigkeit.  
 
Und jetzt ist hoffentlich jedem hier im Saal klar, was wir von diesem Haushalts- und 
Konsolidierungsweg halten. 
 
 
Meine Damen und Herren, 
 
es ist gefährlich anderen etwas vorzumachen, denn es endet damit, dass man sich 
selbst etwas vormacht. 
 
Sie haben als Koalition viel versprochen, und viele ihrer Versprechen gebrochen. 
 
Eines haben wir auch festgestellt. Ihr eigenes politisches Vorgehen halten sie 
offenbar nicht nach. 
 
Von ihren 35 bisher gestellten Anträgen in der Wahlperiode - und da sind die beiden 
von heute nicht dabei - sind gerade einmal  
 

• 11 erledigt.  
• 7 Berichtsanträge beantwortet. 
• 17 Anträge beim Magistrat vorliegend und eine Lösung nicht in Sicht.  

 
Als Erinnerung können Sie aber von uns gerne eine Übersicht bekommen, damit sie 
es nicht vergessen.  
 
Die wichtigsten politischen Ziele, den Stadtrat und Parlamentsvorstand zu stellen, 
haben sie seit Sommer 2013 zufriedenstellend für sich als Koalition erledigt und den 
immer stärker auftretenden und erkennbaren Machtanspruch damit untermauert. Das 
muss man ihnen allerdings wirklich lassen. 
 
 
Liebe Zuhörer, 
 
der Schutzschirmvertrag verlangt eine DAUERHAFTE Verbesserung der 
Ertragssituation. So jedenfalls das Verständnis der SPD.  
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Uns ist völlig klar, die Zahlen werden sie -meine Damen und Herren der 
Koalition – unabhängig von dem hier vorgetragenen in einem hellen Licht 
schildern.  
 
In gleichen hellen Licht, wie die eingangs erwähnte Fee unserem 
Kämmerer in der Grünen Mitte zum unerwarteten Geldsegen verholfen hat. 
 
Aufgabe einer Opposition ist es jedoch, die Finger in die Wunde zu legen. Das 
müssen - und werden - sie auch ertragen. 
 
Erwarten Sie aber nicht, dass wir als Opposition die Heilsalbe und das 
Verbandmaterial zur Wundgenesung mitbringen. 
 
Sie haben uns in diese Situation hinein manövriert.  
Sie haben die Mehrheiten, mit der sie solche Probleme lösen müssen.  
 
Ihre bisherige Bilanz ist, wie wir finden, jedoch eher als bescheiden zu bewerten.  
 
Rödermark hat  
 

• anderes  
• ja innovativeres  

 
verdient. Nämlich eine Perspektive und Strategie, wie man aus dem aufgeführten 
Dilemma heraus kommt. 
 
Glauben sie mir: die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt sind sensibel geworden 
und werden es weiter sein. 
 
Wir werden heute nicht nur einfach ablehnen, sondern der Bevölkerung den 
verabschiedeten Haushalt 2014 und die Risiken erläutern. 
 
Sie können sicher sein, dass es dabei keine Seitenhiebe auf die Koalition 
und den Magistrat geben wird.  
 
Das haben wir bei diesem Haushalt nicht nötig. Denn er spricht eine 
eigene, unverkennbare und klare Sprache. 
 
Unser Abstimmungsverhalten zu den Tagesordnungspunkten werden wir 
deshalb auch klar zum Ausdruck bringen. 
 
NEIN zu solchen Zahlenspielen! 
NEIN zu solchen Zielen und fehlenden Strategien 
Und deshalb auch NEIN zu diesem Haushalt 2014 und 
Konsolidierungsprogramm! 
 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 


